
Informationen und Handlungsempfehlungen zur Vermeidung von sozialer Benachteiligung von
Kindern und Jugendlichen, die im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe in Heimen und sonstigen
betreuten Wohnformen stationär untergebracht sind.    

Stationäre Erziehungshilfen begleiten junge Menschen, die aufgrund von Gewalterfahrung,
Vernachlässigung, Tod der Eltern, unbegleiteter Flucht und/oder besonderem
Unterstützungsbedarf zum Beispiel aufgrund einer Behinderung oder psychischen Erkrankung in
Pflegefamilien und betreuten Wohngruppen aufwachsen. Der Staat und insbesondere
sozialpädagogische Fachkräfte sind für die Wahrnehmung des Schutzauftrags und der Förderung
der Entwicklung und Bildung junger Menschen in stationären Erziehungshilfen verantwortlich.
Die Europäische Kommission betont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit einer
proaktiven und systematischen Prävention, wobei der Schwerpunkt darauf liegt, sicherzustellen,
dass Kinder und Jugendliche ohne Diskriminierung und in einer Weise behandelt werden, die ihre
Würde schützt.

Soziale Teilhabe von Jugendlichen in stationären
Jugendhilfeeinrichtungen in Zeiten von Pandemien
ermöglichen

policy:brief

Während der COVID-19-Pandemie lebten über 120.000 Kinder und Jugendliche in Einrichtungen der
stationären Jugendhilfe und über 80.000 Kinder in Pflegefamilien (vgl. Statistisches Bundesamt 2023).
Diese große Anzahl an Kindern und Jugendlichen, die außerhalb ihrer Herkunftsfamilie aufwachsen, war
vielfältigen Kinderrechtsverletzungen während der Pandemie ausgesetzt. Sie berichten von starken
psychischen Belastungen und wurden von sozialer Teilhabe in vielfältigerer Weise ausgeschlossen als
Gleichaltrige, die in ihren Herkunftsfamilien aufwachsen. In den nationalen sowie europäischen
Aufklärungs- und Unterstützungsprogrammen werden Kinder und Jugendliche in der stationären
Jugendhilfe kaum berücksichtigt (vgl. BUNDI Positionspapier 2022, JuCo-/KiCo-Studien der
Universitäten Hildesheim/Frankfurt). Auch Fachkräfte berichten von einer fehlenden Wahrnehmung ihrer
Lage während der Pandemie in stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in der
Öffentlichkeit.
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Die soziale Teilhabe in Schule, Ausbildung und Studium war stark eingeschränkt, was die
schon bestehenden Bildungsbenachteiligungen verstärkt hat. 

Lehrkräfte waren für die jungen Menschen bei Problemen oder Fragen nur teilweise
erreichbar. Fachkräfte konnten bei schulischen Fragen und Problemen aufgrund von
fehlendem Wissen oder mangelnder Zeit nur bedingt aushelfen.
Rund 30 % der Fachkräfte berichteten, dass seitens der Schulen keine Fördermaßnahmen
angeboten wurden. Die Förderangebote der Schulen bewerteten 56 % der Fachkräfte als
gerade eben bzw. nicht ausreichend. 
Nur 45 % der schulpflichtigen Minderjährigen wurden Fördermaßnahmen von ihrer
Einrichtung angeboten.
Während der Pandemie zeigte sich, dass Mobiltelefone im Unterschied zum PC, Laptop oder
Tablet für das Homeschooling weniger geeignet sind, da sie die Bearbeitung von
Schulaufgaben nur schwer zulassen. Die Hälfte der schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen
hatte während der Pandemie keines der letztgenannten Endgeräte zum eigenen Gebrauch.
Rund 70 % der befragten Fachkräfte gaben an, dass sich die Lernmotivation der Kinder und
Jugendlichen in ihrem Arbeitsbereich während des Homeschoolings verschlechtert habe. 
Rund 90 % der Kinder und Jugendlichen befanden sich während der Pandemie im
Homeschooling. Nur einige wenige Einrichtungen waren in der Lage, mithilfe eines hohen
personellen Aufwands den schulischen Ansprüchen gerecht zu werden. 
Ein zentrales Problem in Bezug auf das Homeschooling ergab sich durch die mangelnden
infrastrukturellen Ressourcen. Für 20 % der Schulkinder (SEK II) bestand während der
gesamten Schulschließzeiten kein Internetzugang. Dies lag an den mangelnden Ressourcen
der Einrichtung, aber auch an der mangelnden örtlichen Netzinfrastruktur.
Kinder und Jugendlichen griffen in den Einrichtungen verstärkt auf die von einigen Schulen
zur Verfügung gestellten Lernprogramme zurück (wie Anton, Antolin etc.), insgesamt 48 %
der Kinder und Jugendlichen. Allerdings waren nur knapp die Hälfte motiviert bzw. stark
motiviert, diese zu nutzen.  

Die folgenden Informationen und Empfehlungen basieren auf den Ergebnissen des
Forschungsprojekts „Soziale Teilhabe von Jugendlichen in stationären Jugendhilfeeinrichtungen
und Pflegefamilien in Zeiten von Pandemien ermöglichen (JuPa)“, das gemeinsam von der TU
Dortmund und der Universität Münster durchgeführt und vom Bundesministerium für Forschung,
Technologie und Raumfahrt gefördert wird. Es handelt sich um eine Mixed-Methods-Studie.
Mithilfe eines Online-Surveys wurden rund 800 Fachkräfte zur sozialen Teilhabe und zu
Arbeitsbedingungen in den stationären Hilfen während der Pandemie und danach befragt. In einer
qualitativen Interviewstudie wurden 40 betroffene junge Menschen in 27,5 Interviewstunden
ausführlich zu den Auswirkungen der Pandemie auf ihr Leben befragt.

Zentrale Befunde
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Die Ausstattung der schulpflichtigen Jugendlichen mit geeigneten digitalen Endgeräten ist
nach der Pandemie nicht zufriedenstellend: 65 % der Fachkräfte gaben an, dass in ihrem
Arbeitsbereich einige aber nicht alle Jugendliche, die eine weiterführende Schule besuchen
(SEK I, SEK II oder Berufsschule), über ein eigenes für Homeschooling taugliches Endgerät
verfügten. Knapp 11 % der befragten Fachkräfte gaben an, dass in ihrem Arbeitsbereich
kein*e Jugendliche*r ein eigenes Endgerät hat und nur 24 % berichteten, dass ausnahmslos
alle Kinder über ein eigenes Gerät verfügen. 
Bei den Schüler*innen im Primarschulbereich sind es 36 % der Kinder, die über kein
geeignetes Endgerät verfügen. 

Kontakte zur Herkunftsfamilie waren stark eingeschränkt

Junge Menschen berichteten, dass sie ihre Herkunftsfamilie zu Beginn der Pandemie über
Monate nicht besuchen durften.
Die jungen Menschen wurden durch die Kontaktbeschränkungen zusätzlich eingeschränkt, da
sie nicht als Haushaltsmitglied ihrer Herkunftsfamilie gerechnet wurden. Sie mussten
zwischen dem Kontakt zu einzelnen Familienmitgliedern und Freund*innen oder
Liebespartner*innen wählen.
Fachkräfte berichteten von einer Verschlechterung der Zusammenarbeit mit den Eltern der
Kinder und Jugendlichen (bei 27 % der Kinder und Jugendlichen). 
Fachkräfte stellten außerdem eine Verschlechterung der Beziehungen zu Herkunftsfamilien
bei 23 % der Kinder und Jugendlichen fest. 

Persönliche Kontakte zu Gleichaltrigen waren massiv eingeschränkt

Die jungen Menschen durften sich nicht außerhalb der Wohngruppen mit Gleichaltrigen
treffen und auch keinen Besuch empfangen.
Viele junge Menschen durften über Monate nur eine Person persönlich treffen. 
Altersgestaffelte Zeiten der Handynutzung sowie instabile Internetverbindungen begrenzten
Kontaktmöglichkeiten zusätzlich.
Viele junge Menschen berichteten von intensiven Einsamkeitserfahrungen, die über die
Pandemiezeit bis heute Bestand haben.
Auch der fehlende Kontakt zu Mitschüler*innen oder der digitale Start in ein Studium wurden
als belastend empfunden.
Auch laut den Fachkräften fehlte vielen jungen Menschen der soziale Kontakt zu
Gleichaltrigen aus dem schulischen Kontext. 
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Verstärkte Pandemierestriktionen erschwerten die Arbeit und das Zusammenleben in den
stationären Hilfeeinrichtungen

Die jungen Menschen berichteten von sozialen Isolationserfahrungen in Form von
Zimmerquarantänen über Wochen ohne persönliche Gespräche oder mit nur wenig
Ablenkungen. 
Die jungen Menschen erlebten aufgrund erhöhter Konflikte mit Fachkräften/Pflegepersonen
und Mitbewohner*innen starke Belastungen bis hin zu Abbrüchen oder Wechsel bestehender
Pflegeverhältnisse.
Viele der jungen Menschen beschreiben Verschlechterungen in der Beziehung zu Fachkräften
und berichten vom Fehlen körperlicher Nähe zu nahestehenden Personen.
Die geforderte sofortige Umstellung und Anpassung nach den beendeten Restriktionen
erlebten die jungen Menschen als sehr herausfordernd, wie etwa Schule in Präsenz oder
verordnete Freizeitbeschäftigungen in großen Gruppen. 
Die jungen Menschen beklagten fehlende Transparenz im Umgang mit pandemischen
Restriktionen und den Impfungen innerhalb der Einrichtungen.    
Die Fachkräfte erlebten Belastungen durch Personalausfälle, Fachkräftemangel und Ängste
vor einer Infektion und deren Folgen. Dies spürten auch die jungen Menschen.
Es gab Belastungen in der Zusammenarbeit der Jugendhilfeeinrichtungen mit den
Jugendämtern: Viele der zuständigen Fachkräfte in den Jugendämtern waren weder für die
Betreuer*innen der jungen Menschen noch für letztere erreichbar. 37 % der Fachkräfte gaben
an, dass sich die Pandemie negativ auf den Kontakt zum zuständige*n
Jugendamtsmitarbeiter*in ausgewirkt hat. 
Zum Teil wurde die gesetzlich vorgeschriebene Hilfeplanung ausgesetzt. 

Erhebliche Belastung der psychischen Gesundheit junger Menschen

55 % der Fachkräfte gaben an, dass die von ihnen betreuten Kinder und Jugendlichen
während der Pandemie psychosomatische oder psychische Beschwerden hatten.
Die jungen Menschen berichteten von starken psychischen Belastungen,
Depressionssymptomen, Klinikaufenthalten aufgrund von Verschlechterungen bereits
vorhandener Problematiken, bspw. Ess- und Angststörungen, sowie selbstverletzendem
Verhalten in einigen und in wenigen Fällen Suizidversuche. 
Die jungen Menschen berichteten von einer Verstärkung von Suchtverhalten in einigen Fällen,
wie Substanzmissbrauch über längere Zeiträume mit entsprechenden Abhängigkeiten sowie
Spielsucht in Bezug auf digitale Medien.

Bewältigung und Umgang mit den erlebten Krisen

Einige junge Menschen suchten aktiv nach Unterstützung und Hilfe bei Fach- und
Lehrkräften.
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Digitale Medien wurden als Ressource genutzt, etwa zur Aufrechterhaltung von Beziehungen
zur Familie und Gleichaltrigen, aber auch zur Teilhabe an Schule und Studium.
Teilweise mussten Regeln gebrochen werden, damit personale Kontakte möglich waren (etwa
im betreuten Einzelwohnen waren soziale Isolationen aufgrund der ungünstigen
Quarantäneregelungen über Wochen und Monate gegeben).
Junge Menschen berichteten von einer aktiven Suche nach Ablenkung durch neue und alte
Hobbies und dass sie dabei teilweise von Fachkräften durch Anschaffungen unterstützt
wurden (bspw. Tischtennisplatte, Staffeleien). 
52 % der Fachkräfte gaben an, dass digitale Endgeräte für junge Menschen in stationären
Erziehungshilfen angeschafft wurden. 
Einige junge Menschen berichteten außerdem von Vermeidungsverhalten hinsichtlich
Schulschwierigkeiten, die teilweise zum Verfehlen des Schulabschlusses führten.

Die Forschungsergebnisse wurden im Rahmen von Workshops mit Akteur*innen der Kinder- und
Jugendhilfe, Vertreter*innen des Schulsystems und jungen Menschen diskutiert. Die partizipativ
erarbeiteten Handlungsempfehlungen basieren sowohl auf den Ergebnissen der Studie als auch auf
der Expertise der befragten Akteur*innen.

Empfehlungen für Verbesserungsbedarfe und konkrete Maßnahmen

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass die die soziale Teilhabe von Kindern und Jugendlichen in
Schule stark eingeschränkt war, begleitet von begrenztem Kontakt zu Lehrkräften und
unzureichenden Förderangeboten. Die Pandemie verschärfte Bildungsbenachteiligungen, zum
Beispiel dadurch, dass der Zugang zu digitalen Endgeräten unzureichend war. Kontakte zu
Herkunftsfamilien und Gleichaltrigen wurden stark eingeschränkt, was zu Isolation, Einsamkeit
und psychischen Belastungen führte. Die Zusammenarbeit mit Eltern und Jugendämtern
verschlechterte sich. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Schulen und Kinder- und
Jugendhilfeeinrichtungen:

Es braucht den Ausbau eines digitalen Kommunikationsnetzwerks zwischen Lehrkräften,
Schulleiter*innen, (Pflege-)Eltern, Schüler*innen und pädagogischen Fachkräften durch
Schulen.
Erforderlich ist eine verstärkte Bereitstellung multilateraler Weiterbildungsangebote für
Lehrer*innen und Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe, um Kompetenzen für die digitale
Mediennutzung, Datenschutz sowie Kenntnisse über geeignete Softwareprogramme
wesentlich zu verbessern. 
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Es sollten kommunale Finanztöpfe bereitgestellt werden, die von Schulen für pädagogische
Förderangebote niedrigschwellig abgerufen werden können, wenn Lehrkräfte (an Lernorten)
Kinder- und Jugendliche über den Unterricht hinaus individuell oder in Kleingruppen fördern
(insbesondere bei Lernrückständen von Klient*innen der Kinder- und Jugendhilfe).
Langfristig sollten kommunale bzw. sozialräumliche multiprofessionelle Teams, bestehend
aus Fachkräften von Schule, Gesundheitsamt, Jugendamt, Jugendhilfeeinrichtungen und
geeigneten Fördereinrichtungen gebildet werden. 
Bund und Länder müssen gezielt finanzielle Fördergelder für Projektentwicklung und -
evaluation bereitstellen, mit Fokus auf Kooperationen von Schulen und
Jugendhilfeeinrichtungen. Ziel ist die Verbesserung von Bildungschancen von Kindern und
Jugendlichen in der stationären Jugendhilfe.
Schulen sind angehalten, den Ausbau eines umfangreiches digitales
Kommunikationsnetzwerks zwischen Lehrkräften, Schulleiter*innen, (Pflege-)Eltern,
Schüler*innen und pädagogischen Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe weiterhin
verstärkt voranzutreiben.
Bund und Länder sollten die Entwicklung, Implementation und Evaluation von
Lernprogrammen (bspw. SEK I und II) unter Berücksichtigung unterschiedlicher Zielgruppen
gezielt fördern. 
Den Schulen muss ein ausreichendes Budget zur Bereitstellung einer digitalen
Grundausstattung für alle Schüler*innen zur Verfügung gestellt werden, z. B. für
Homeschooling. Aus Sicht der Fachkräfte sollte jedem jungen Menschen ein eigenes Tablet
(oder ähnliches) zur Verfügung stehen.

Maßnahmen zur Ermöglichung einer barrierefreien digitalen Teilhabe von Kindern und
Jugendlichen:

Landesbehörden sollten einen Betrag zur Anschaffung eines Mobiltelefons und für
unbegrenztes Datenvolumen für Kinder und Jugendliche in der stationären Jugendhilfe
festlegen, den die Jugendämter berücksichtigen müssen.
Die Möglichkeit von digitalen Gesprächen (mit digitaler Signatur) muss zum Abbau von
Teilhabebarrieren auf Wunsch der Betroffenen bei Jugendämtern möglich und geboten sein. 
Es ist erforderlich, dass die zuständigen Landesbehörden Jugendämter und
Jugendhilfeeinrichtungen dazu verpflichten, digitale Beschwerde- und
Beratungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche zu implementieren. 
Bund und Länder müssen Förderprogramme zur Entwicklung, Implementation und
Evaluationen zu digitalen Beschwerde- und Beratungsmöglichkeiten bereitstellen. Beratungs-
und Beschwerdeformate sollten Kinder und Jugendliche in leicht verständlicher Form über
ihre Rechte aufklären und ihnen verschiedene Ansprechpartner*innen bereitstellen (bspw. zu
Ombudsstellen der Kinder- und Jugendhilfe, Vertrauenspersonen der Einrichtungen oder der
Jugendämter etc.).
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Generelle Maßnahmen zur Berücksichtigung der Interessen und Bedürfnisse von jungen
Menschen in stationären Wohnformen im Falle einer Pandemie oder anderer Krisen: 

Jungen Menschen muss in Krisen der Kontakt zu Gleichaltrigen gewährt werden.
Beziehungen und körperliche Nähe müssen jungen Menschen erhalten bleiben, Einzelisolation
über Wochen müssen durch das Jugend- und Gesundheitsamt untersagt werden.
Maßnahmen, die in Krisenzeiten notwendig sind, wie bspw. Regeln zu Quarantänen u. a.,
müssen jungen Menschen und Eltern transparent und nachvollziehbar erklärt werden.
Landes- und/oder bundesweite Kommissionen müssen bereits vorhandene
Quarantänemaßnahmen durch generations- und lebensweltspezifische Empfehlungen
weiterentwickeln. Diese müssen die altersbedingten Entwicklungsaufgaben und biografischen
Erfahrungshorizonte berücksichtigen.
Die Zusammensetzung dieser Kommission sollte ein breites Personenspektrum
berücksichtigen. Neben Kindern und Jugendlichen, Eltern, Fachkräften der Kinder- und
Jugendhilfe und Lehrer*innen müssen auch verschiedene Fachdisziplinen vertreten sein, wie
z. B. Sozialpädagogik, Soziologie, Psychologie, Medizin, Ethik. 
Jugendämter sind für Kinder und Jugendliche, Eltern und Fachkräfte beispielsweise mittels
einer E-Mail-Adresse der zuständigen Fachkräfte oder Teams erreichbar.
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